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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
EFK Eidgenössische Finanzkontrolle
EU Europäische Union
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
SAJV Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände
ZHAW Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften
ZDA Zentrum für Demokratie Aarau

ONU Organisation des Nations unies
CDF Contrôle fédéral des finances
UE Union européenne
USS Union syndicale suisse
CSAJ Conseil Suisse des Activiés de Jeunesse
ZHAW Haute école des sciences appliquées de Zürich
ZDA Zentrum für Demokratie Aarau
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Identité nationale

2019 setzten sich das Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) und die Tagespresse mit der
Frage auseinander, ob sich die Demokratie als Staatsform, sowohl in der Schweiz als
auch weltweit, in einer Krise befindet. Der Zustand der Demokratie wurde hierbei
jeweils unterschiedlich bewertet:
Im Feuilleton der NZZ ging man der Frage nach, ob wir uns in einem postfaktischen
Zeitalter befinden, in welchem die Wissenschaft an Geltung verloren habe, und ob als
Folge daraus ein «Ende der Demokratien» resultieren könnte. Politik ohne Fakten, so
ein Argument der US-amerikanischen Philosophin Seyla Benhabib, würde die für
Demokratien essenzielle «Verständigungsbereitschaft» der Bevölkerung und damit die
Diskursöffentlichkeit «torpedieren». Man könne tatsächlich annehmen, dass sich
solcherart Zustände mehren würden, blicke man etwa auf die Präsidenten Jair
Bolsonaro (BRA) oder Donald Trump (USA) als «militante oder habituelle
Antiintellektuelle», doch sei dies nur ein Teil des Ganzen, wie Elena Wilhelm von der
ZHAW in ihrem Kommentar entgegnete. Eine international durchgeführte Studie des
Meinungsforschungs- und Umfrageinstituts Gallup, welches jährlich auch den World
Happiness Report veröffentlicht, habe nämlich ergeben, dass 72 Prozent der
Bevölkerung der Wissenschaft noch immer vertraue, allerdings öfters auch ihren
Nutzen in Frage stelle – nur 41 Prozent der Befragten glaubten, dass die Wissenschaft
der Bevölkerung zugutekomme. Der Glauben an Fakten sei folglich noch vorhanden.
Wichtig sei deshalb, dass die «Diskursgemeinschaften» gestärkt würden, indem die
Wissenschaft wieder vermehrt Debatten anstosse und so einen Mehrwert für
Diskussionen böte und dem «Postfaktische[n]» etwas entgegenhalten könne.
Das ZDA fühlte der Demokratie mit dem im Herbst erschienenen Buch «Brennpunkt
Demokratie» auf den Zahn. Ein Auszug des darin publizierten Artikels von Sarah Engler
und Daniel Kübler wurde auch in der Aargauer Zeitung veröffentlicht.
Historisch betrachtet habe es noch nie so viele Demokratien gegeben wie heute: Über
60 Prozent aller Staaten seien Demokratien. Seit zehn Jahren sei aber eine Stagnation
dieser Zahl festzustellen, was «Pessimisten» gerne dazu verleite, von einem Niedergang
der Demokratie zu sprechen. Weltweit seien Bürgerinnen und Bürger «zunehmend
unzufrieden und misstrau[t]en Parteien und Eliten», beispielsweise weil man sich
missverstanden fühle oder Anliegen nicht ernstgenommen würden. Auf der anderen
Seite seien teilweise Personen an der Macht, welche demokratische Grundprinzipien
infrage stellten. Dies lege nahe, dass Populismus die Demokratie gefährde, gleichzeitig
führe der Einzug von Populisten in die Regierung «nicht automatisch zu
demokratischen Einbussen»; mit der SVP habe die Schweiz längst eine populistische
Partei in der Regierung, doch seien hier derart unterminierende Tendenzen nicht zu
beobachten.
Weitere Resultate, die auf den am ZDA entwickelten Demokratiebarometer
zurückgehen, zeigten auf, dass auch insgesamt in Europa kein genereller
«Qualitätsverfall der Demokratie» festzustellen sei. In einzelnen Staaten wie
Griechenland und Spanien sei aufgrund der dortigen Wirtschaftskrise oder in Italien
und Ungarn aufgrund der Einschränkung der Pressefreiheit aber ein deutlicher
Rückgang demokratischer Parameter zu verzeichnen.
Ein letzter Aspekt wurde schliesslich zu Jahresende wiederum in der NZZ thematisiert:
Hass, Sexismus und Drohungen seien in der Politik und gegenüber Journalisten häufiger
geworden. So sah sich Marionna Schlatter (gp, ZH) während ihrer Kandidatur für den
Ständerat mit Morddrohungen konfrontiert, Christoph Mörgeli und Roger Köppel (svp,
ZH) seien verbal attackiert und in einem Zürcher Lokal mit Getränken überschüttet
worden. 
Frauen gegenüber, so die Soziologieprofessorin Katja Rost, sei der Hass vermehrt
sexistischer Natur und persönlich gefärbt. Amtierende Politikerinnen seien sich daher
einig, dass dies junge Frauen vom Einstieg in die Politik abhalten könnte, und Rost fügte
hinzu, dass Hass dazu führe, dass sich Frauen nicht mehr vorbehaltlos kontrovers
äussern könnten. Der Hass stelle aber insgesamt «eine Gefahr für die Demokratie» dar
und treffe Politikerinnen und Politiker jedweder Gesinnung. Bei den «Hatern» handle
es sich zwar nur um einen «marginalen Teil der Gesellschaft» – dieser hätte aber einen
«extremen Effekt». Umso wichtiger, resümierte man in der Zeitung, sei es, dass man
dem Hass nicht kampflos das Feld überlasse und sich für «Anstand in der politischen
Debatte» einsetze. 1

DÉBAT PUBLIC
DATE: 27.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Ordre juridique

Ordre public

Nicht nur in der Schweiz gehören Demonstrationen im Zusammenhang mit einer Wahl
in die Landesregierung zu den äusserst seltenen Ereignissen. Anlässlich der Ersatzwahl
für den sozialdemokratischen Bundesrat Felber demonstrierten Frauen sowohl vor dem
Bundeshaus als auch an anderen Orten für die Kandidatin Christiane Brunner.

DÉBAT PUBLIC
DATE: 10.03.1993
HANS HIRTER

Politique sociale

Groupes sociaux

Femmes et politique de parité

In der Frage, welche Strategien entwickelt werden müssen, um den Frauenanteil in den
politischen Gremien zu erhöhen, nimmt die Diskussion um eine Quotenregelung einen
immer breiteren Platz ein. Für die einen ist sie die einzig erfolgversprechende Form
einer konsequenten Frauenförderung, für die anderen eine krasse Missachtung der
demokratischen Spielregeln, wobei die Gegner vielfach übersehen, dass Quoten in der
Schweiz gerade im politischen Bereich Tradition haben. Am bekanntesten dürften dabei
gewisse regionale Minderheitenquoten sein wie etwa die Bestimmung, dass dem Berner
Jura ein Sitz in der kantonalen Exekutive garantiert ist.
Zwei Varianten der Quotenregelung scheinen sich anzubieten. Die gemässigtere setzt
bei den Parteien an, die ermuntert werden, den Frauen auf den Wahllisten mehr Platz
einzuräumen. Diesen Weg über das freiwillige Engagement möchte vorerst die Eidg.
Kommission für Frauenfragen gehen, die in einem umfangreichen Bericht ("Nehmen
Sie Platz, Madame") zum Schluss kam, der Hauptgrund für die Untervertretung der
Frauen liege im Auswahlverfahren der Parteien. Als weiteren Grund nannte sie das
Verhalten der Wählerinnen und Wähler und erst an dritter Stelle die Schwierigkeit,
geeignete Kandidatinnen zu finden. Die Kommission appellierte deshalb an die
Parteien, Frauen vermehrt in guter Position auf die Wahllisten zu setzen. Sollte der
Frauenanteil bei den Wahlen von 1991 nicht auf mindestens 30% ansteigen, will sie eine
strengere Form der Quotierung ins Auge fassen. 2

DÉBAT PUBLIC
DATE: 18.07.1990
MARIANNE BENTELI

Eine weitere Möglichkeit, die politische Betätigung von Frauen aktiv zu fördern, könnte
in der Bildung eigentlicher Frauenparteien bestehen. In Luzern agiert seit einigen
Jahren eine Unabhängige Frauenliste (UFL), und bei den Stadtratswahlen in Zürich
erkämpfte eine unabhängige Frauenliste "Frauen-macht-Politik" (FRAP) drei Sitze. Aber
auch über die Parteien hinaus versuchten die Frauen, gemeinsame Politik zu betreiben.
So fand der Vorschlag von Nationalrätin Monika Stocker (gp, ZH), für das Jubiläumsjahr
eine besondere Frauensession zu planen, sehr schnell Unterstützung weit über die
Parteigrenzen hinaus. Dass dieses weibliche Zusammengehen den Männern nicht
unbedingt genehm ist, zeigte sich in Biel, wo die Frauen aller Parteien eine eigene
Frauenfraktion bilden wollten, dann aber von ihren männlichen Stadtratskollegen
zurückgebunden wurden. 3

DÉBAT PUBLIC
DATE: 28.08.1990
MARIANNE BENTELI

Unter der Führung von Gret Haller (sp, BE), die im Berichtsjahr als
Nationalratspräsidentin höchste Schweizerin war, und von Bundesrätin Ruth Dreifuss
wurde das Solidaritätsnetz der politisch verantwortlichen Frauen weiter ausgebaut.
Ende März trafen sich auf Einladung Hallers rund 120 nebenamtliche Präsidentinnen von
Gemeinde- und Kantonsräten in Bern, um über ihre politischen Erfahrungen zu
diskutieren. Im Mai lud Dreifuss jene Frauen zu einem Gedankenaustausch ein, die
hauptamtlich ein Exekutivamt bekleiden. Im September schliesslich folgten die
Parlamentspräsidentinnen von Deutschland, El Salvador, Grenada, Finnland, Island,
Italien, Japan und Südafrika der Einladung Hallers zu einer internationalen Konferenz.
Die Politikerinnen befassten sich mit der Rolle der Frau in der Politik, aber auch mit
Fragen der Nord-Süd-Solidarität und des Minderheitenschutzes. 4

DÉBAT PUBLIC
DATE: 15.09.1994
MARIANNE BENTELI
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Der 5. Schweizerische Frauenkongress, der vom 19. bis 21. Januar in Bern stattfand,
und an dem weit über 2000 Frauen aus allen Landesteilen sowie allen politischen,
sozialen, kirchlichen und kulturellen Kreisen teilnahmen, stand unter dem Motto
"L'avenir au féminin - Visionen unserer Zukunft - donne 2099". Den Auftakt der
Veranstaltung machte Bundesrätin Ruth Dreifuss mit einer Rede, in der sie
insbesondere die Rolle des Staates bei der Verwirklichung der Gleichstellung
herausstrich. Nötig seien eine Feminisierung des Staates und mehr Frauen in allen
Institutionen. Bei der Frauenförderung gehe es nicht darum, Frauen zu bevorzugen,
sondern nicht länger systematisch Männer vorzuziehen. Herzstück des Kongresses
waren 80 Workshops, die in vier Foren die Themen "Offene Schweiz - globale
Verantwortung", "Neue Lebens- und Arbeitsformen", "Soziale Sicherheit im 21.
Jahrhundert" und "Gewaltfreie Gesellschaft" diskutieren. Zum Abschluss wurden in
einer Plenarversammlung knapp 80 Resolutionen verabschiedet. Als vordringlich wurde
die Einführung einer Mutterschaftsversicherung für alle Frauen gefordert. Verlangt oder
zumindest angeregt wurden ein flexibles Rentenalter mit ungekürztem Rentenanspruch,
die gerechtere Verteilung von bezahlter und unbezahlter Arbeit, die Aufwertung der
Familienbetreuung, die Förderung der Friedensforschung, die finanzielle Unterstützung
der Frauenhäuser, die Aufhebung der Verjährung bei sexueller Ausbeutung, die
Ratifikation der UNO-Konventionen über Frauen- und Kinderrechte sowie der Beitritt
zu UNO und EU. 5

DÉBAT PUBLIC
DATE: 09.09.1996
MARIANNE BENTELI

Die Frauen von SP, FDP, CVP, SVP, Grünen und EVP unterstützen ein Manifest der Eidg.
Frauenkommission zu den Wahlen 1999. Das Manifest fordert die Parteien auf, sich
konsequent für eine paritätische Vertretung von Frauen und Männern im
eidgenössischen Parlament einzusetzen und spezifische Frauenstrukturen zu schaffen.
In allen Parteigremien sollen Quoten beiden Geschlechtern eine Mindestvertretung
sichern. Bei Parteiveranstaltungen und in den Medien müssten Frauen mindestens so
oft zum Zug kommen wie Männer. Frauen seien frühzeitig aufzubauen und an die Spitze
der Liste zu setzen. Auch Amtszeitbeschränkungen und frühzeitige Rücktritte von
Männern sollten den Weg für Frauen freimachen. 6

DÉBAT PUBLIC
DATE: 26.05.1998
MARIANNE BENTELI

Die EFK konnte ihr 25jähriges Bestehen feiern. Zum Jubiläum stellte sie ihr neuestes
Projekt vor, ein Mentoring-Programm für junge Politikerinnen, das sie zusammen mit
der Dachorganisation der Jugendverbände (SAJV) durchführt. Ein Jahr lang werden
junge Frauen, die sich bereits partei- oder verbandspolitisch betätigt haben, von einer
Spitzenpolitikerin in ihrer Arbeit gefördert. 7

DÉBAT PUBLIC
DATE: 30.06.2001
MARIANNE BENTELI

Der Frauenstreik 1991 war Ausgangspunkt für die Bildung reiner Frauenparteien
gewesen (FraP! in Zürich, FraB in Basel). Diese waren mit dem Ziel angetreten, Frauen
und neue politische Inhalte in die Parlamente zu bringen. Christine Goll (ZH) wurde als
Einzige aus diesem Kreis in den Nationalrat gewählt, trat aber 1997 der SP und deren
Fraktion im Bundeshaus bei, weil sie der Auffassung war, es sei nicht möglich, mit so
wenig infrastruktureller Unterstützung die an sie gestellten Erwartungen zu erfüllen. Im
Berichtsjahr lösten sich Frap! und FraB mangels Nachwuchs auf. 8

DÉBAT PUBLIC
DATE: 07.11.2002
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wurden Pascale Bruderer (sp, AG) zur Nationalratspräsidentin, Erika
Forster (fdp, SG) zur Ständeratspräsidentin und Doris Leuthard zur Bundespräsidentin
für das Jahr 2010 gewählt. Damit werden in der Schweiz erstmals alle drei
Spitzenposten der Bundespolitik durch Frauen besetzt. Allerdings nähert sich die
zahlenmässige Vertretung der Frauen nur schleppend derjenigen der Männer an. Im
Nationalrat liegt der Frauenanteil bei 29.5 Prozent, im Ständerat sogar nur bei 21.7
Prozent und auch auf kantonaler und kommunaler Ebene sind die Frauen weiterhin klar
in der Minderheit. 9

DÉBAT PUBLIC
DATE: 02.12.2009
ANDREA MOSIMANN
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Au lendemain du 14 juin, les syndicats se sont annoncés bien décidés à ce que les suites
de la grève féministe et des femmes donnent lieu à un puissant mouvement social et
militant. L'Union syndicale suisse (USS) a présenté lors d'une conférence de presse, à
Berne, les revendications qui seront poursuivies à la suite du 14 juin. L'égalité salariale
reste l'objectif phare, ainsi que la garantie de retrouver son travail après un congé
maternité. Le congé paternité est présenté comme une première étape, qui devra être
suivie par un congé parental. De même, des mesures contre le harcèlement et les
comportements sexistes sur le lieu de travail devront être prises. Les femmes issues de
l'immigration sont des actrices nécessaires au marché du travail, même lorsqu'elles ne
bénéficient pas de statut de séjour légal. Michaela Bovolenta de l'USS a annoncé vouloir
défendre leur droit de rester et d'être régularisées.
En septembre, lors de la traditionnelle demande de hausse généralisée des salaires, les
syndicats ont émis une revendication supplémentaire: ils réclament un rattrapage de
salaire de 50 francs par mois pour chaque femme active. De plus, les femmes travaillant
dans l'industrie agro-alimentaire et touchant moins de 4000 francs par mois devraient
être augmentées de 200 francs mensuels. 10

DÉBAT PUBLIC
DATE: 30.09.2019
SOPHIE GUIGNARD

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

Nach langer Krankheit verstarb die ehemalige Präsidentin der FDP Christiane
Langenberger (fdp, VD) Mitte August 2015 im Alter von 74 Jahren. Die Waadtländerin,
die von 1995 bis 1999 im Nationalrat und anschliessend bis 2007 im Ständerat sass, war
nicht nur die erste FDP-Ständerätin, sondern auch die erste Frau an der Spitze des
Freisinns. Sie übernahm das Präsidium 2003 nach dem Rücktritt von Gerold Bührer
(fdp, SH) als Vizepräsidentin zuerst ad interim und wurde in der Folge von einer
innerlich zerstrittenen Partei in ihrem Amt bestätigt. Als Frau und als «Welsche» habe
sie innerhalb der Partei einen schweren Stand gehabt, resümierte der Tages-Anzeiger in
seinem Nachruf. Die schlechten Resultate bei den nationalen Wahlen 2003 hätten ihre
Position derart geschwächt, dass sie 2004 zurücktreten musste. Langenberger war 1998
Bundesratskandidatin und musste sich erst im fünften Wahlgang dem späteren
Bundesrat Pascal Couchepin beugen. Die «Vorkämpferin für die Frau», wie sie die
Aargauer Zeitung betitelte, habe ihre Bundesratskandidatur als «Frauenkandidatur»
verstanden und sei mit ihrem «moderaten Feminismus», mit dem sie Vereinbarkeit von
Beruf und Familie forderte, ein Vorbild gewesen. 11

DÉBAT PUBLIC
DATE: 16.08.2015
MARC BÜHLMANN

1) Kübler, Glaser, Waldis (2019): Brennpunkt Demokratie. 10 Jahre Zentrum Demokratie Aarau; NZZ, 20.8., 11.9.19; AZ, 28.9.,
2.10.19; NZZ, 23.12., 28.12.19
2) Lit. Eidg. Kommission; Presse vom 1.6.90. Das Gleichstellungsbüro des Kantons Jura rief ebenfalls die Parteien auf,
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3) Frauenparteien: S. Ricci-Lempen, "Politique: les sous-marins du féminisme", in Femmes suisses, 1990, Nr. 1, S. 12 f.; F.
Greising, "Zwei Jahre Unabhängige Frauenliste Luzern", in Frauenfragen, 1990, Nr. 1, S. 30 ff. Frauensession 1991: Presse vom
6.11.90; Frauenfraktion Biel: BZ, 24.1., 16.6. und 28.8.90.
4) Presse vom 26.3., 15.5. und 15.9.94.
5) Documenta, 1996, Nr. 1, S. 9 ff. (Rede Dreifuss); TA, 8.1. und 13.1.96; Bund, 10.1., 13.1. und 17.1.96; Presse vom 15.1. und 18.-
22.1.96; Ww, 25.1.96; WoZ, 26.1.96.
6) Presse vom 26.5.98.
7) Presse vom 30.6.01.
8) TA, 31.10. und 30.12.02; WoZ, 7.11.02. Zum Erfolg von traditionelle Parteien mit Frauenlisten siehe BZ, 27.6.02. Zum
Abschneiden der Frauen bei den NR-Wahlen 1999 vgl. Bund, 4.1.02. Zu den vom Parlament abgelehnten
„Sensibilisierungskampagnen“ zur Verbesserung der Wahlchancen von Frauen siehe oben, Teil I, 1c (Volksrechte).
9) AZ und BüZ, 21.11.09; Blick, 24.11.09; NZZ, 2.12.09..
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